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B Verordnungen,
Verfügungen und Bekanntmachungen

der Bezirksregierung

143. Ordnungsbehördliche Verordnung
über die Öffnungszeiten von Verkaufsstellen in

Kur-, Ausflugs-, Erholungs- und Wallfahrtsorten
an Sonn- und Feiertagen im Regierungsbezirk

Köln vom 21. Februar 2005

Aufgrund des § 10 des Gesetzes über den Ladenschluss
vom 28. November 1956 (BGBI. 1, 5. 875), zuletzt geän
dert durch Gesetz vom 15. Mai 2003 (BGB1. 1, S. 658), in
Verbindung mit § 1 der Verordnung zur Regelung von
Zuständigkeiten auf dem Gebiet des Arbeits- und techni
schen Gefahrenschutzes (ZustVQ ArbtG) vom 14. Juni
1994 (SGV. NW. 281) in Verbindung mit Nr. 4.7.2 ihrer
Anlage, in der zurzeit geltenden Fassung, wird für den
Regierungsbezirk Köln verordnet:

§1
Verkauf in Kur-, Ausflugs-, Erholungs- und

Wallfahrtsorten

(1) Für den Verkauf von Badegegenständen, frischen
Früchten, alkoholfreien Getränken, Milch und
Milcherzeugnissen im Sinne des § 4 Abs. 2 des Milch-
und Fettgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung

vom 10. Dezember 1952 (BGBI. 1, S. 811), zuletzt
geändert durch Verordnung vom 21. November 2003
(BGB1. 1, S. 2304), Süßwaren, Tabakwaren, Blumen,
Zeitungen und Waren, die für diese Orte kennzeich
nend sind, dürfen Verkaufsstellen

a) in den in der Anlage unter A aufgeführten Orten,
beginnend mit dem ersten Sonntag im März, an
40 aufeinander folgenden Sonn- und Feiertagen in
der Zeit von 11.00 Uhr bis 19.00 Uhr

b) in den in der Anlage unter B aufgeführten Orten,
beginnend mit dem ersten Sonntag im März, an
40 aufeinander folgenden Sonn- und Feiertagen in
der Zeit von 10.00 Uhr bis 18.00 Uhr

c) in den in der Anlage unter C aufgeführten Orten,
beginnend mit dem ersten Sonntag im März, an
40 aufeinander folgenden Sonn- und Feiertagen in
der Zeit von 08.00 Uhr bis 16.00 Uhr

d) in der Stadt Wiehl, Ortsteile Alperbrück, Pfaffen
berg und Wiehl, an 40 Sonn- und Feiertagen ab
dem 2. Sonntag im Februar in der Zeit von 10.00
Uhr bis 18.00 Uhr

e) in der Stadt Bad Münstereifel an 40 Sonn- und Fei
ertagen ab dem 1. Sonntag im März in der Zeit von
11.00 Uhr bis 18.00 Uhr
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144. Liste der Öffentlich bestellten
Vermessungsingenieure;

h 1 e r: Änderung der Gescl-iäftsstellenadresse

Bezirksregierung Köln
33.2413

Köln, den 18. Februar 2005

Die Anschrift der Geschäftsstelle des llerrn Öffentlich
bestellten Vermessungsingenieurs Dipl.-lng. Jürgen
J. Gelbe hat sich wie folgt geändert: Am Blümlings
pfad 109, 53359 Rheinbach.

Im Auftrag
gez.: Jäger

145. Vermessungsgenehmigung 1;
Dipl.-Ing. Jürgen j. Gelbe

.1. Dipl.-Ing. Andreas Lambertz

Bezirksregierung Köln
33.2416/7160/79/05

Köln, den 1. Februar 2005

Die dem Öffentlich bestellten Vermess ungsingenieur
DipI.-Ing. Jürgen j. Gelbe, Am Blümlingspfad 109,53359
Rheinbach, für den Vermessungsassessor DipL-Ing. An
dreas Lambertz erteilte Vermessungsgenehmigung 1 ist
mit Wirkung vom 31. Januar 2005 erloschen.

Im Auftrag
gez.; Klein

AB). Rcg K 2005.5. 104

146. Ordnungsbehördliche Verordnung über
das Naturschutzgebiet »Oberes Naafbachtal“

Q Gemeinde Much, Rhein-Sieg-Kreisvom 21. Februar 2005

Aufgrund des ~ 42a Abs. 1 in Verbindung mit den ~ 20
und 34 Abs. 1 des Gesetzes zur Sicherung des Natur-
haushaltes und zur Entwicklung der Landschaft (Land
schaftsgesctz NRW — LG) in der geltenden Fassung (SGV.
NRW. 791) in Verbindung mir den SS 12 und 27 des
Gesetzes über Aufbau und Befugnisse der Ordnungs
behörden (Ordnungshchördcngcsetz NRW — OBG) in
der geltenden Fassung (SGV. NRW. 2060) wird im Ein
vernehmen mit der Oberen Jagdbehörde gemäß ~ 20
Abs. 1 Landesjagdgesctz. NRW (LJG) in der geltenden
Fassung (SGV. NRW. 792) verordnet:

s1
Gegenstand der Verordnung

(1) Das in S 2 näher bezeichnete und in der Karte ge
kennzeichnete Gebiet wird als Naturschutzgebiet
ausgewiesen.

(2) Das Gebiet umfasst das Bachtal des Oberlaufcs des
Naafbaches von der Quelle nördlich Siebelsnaaf bis
zur Mündung des Stüttgesbachcs zwischen Ahc!snaaf

und Schommclsnaaf auf dem Gebiet des Rhein-Sieg-
Kreises.

(3) Das Naturschurzgebiet beinhaltet Teile der FFH-GC.
bietsmeldung (Stand 16. März 2001), DE 5109-301
»Naafbachtal“ gemäß den Bestimmungen der „Richt
linie 92/43/EWG des Rates zur Erhaltung der natür
lichen Lebensräurne sowie der wild lebenden Tiere
und Pflanzen“ (Fauna-Flora-Habitat-•Richt]inic vorn
21.Mai 1992—FFH-RL--,Abl. EGNr. L206S. 7).

(4) Das Naturschutzgebict trägt die Bezeichnung »Obe
res Naafbachtal».

Abgrenzung des Schutzgebietes

(1) Das Naturschutzgebiet hat eine Größe von ca.
11,4 Hektar und umfasst in der Gemarkung Gerling
hausen die Fluren 1 und 7. Die Fluren sind teilweise
betroffen.

(2) Die genauen Grenzen des geschützten Gebietes sind
in einer Karte im Mai~stab 1: 5000 (Deutsche Grund-
karte) mit einer flächig grauen Schattierung darge
stellt. Die westliche Grenze des Naturschutzgebietes
entspricht der K.reisgrenze, die mittig im Naafbach
verläuft. Im Bereich von Siebelsnaaf hat das Natur
schutzgebiet in östlicher Richtung ab Flussmittc eine
Breite von 15 in. Die FFH-Gebietsmeldung mit Stand
vom 16. März 2001 ist mit einer diagonalen Schraffur
nachrichtlich in der Karte dargestellt.

(3) Die Karten sind Bestandteil der Verordnung und
können mit dem Verordnungstcxt

a) als Originalausfertigung
bei der Bezirksregierung Köln (Höhere Land
schaftsbehörde),

b) als Zweitausfertigung
bei dem Landrat des Rhein-Sieg-Kreises (Untere
Landschaftsbehörde)

während der Dienststunden eingesehen werden.

Schutzzweck des Gebietes

Die Unterschutzstellung erfolgt

a) gemäß ~ 20 Satz 1 Buchstabe a) sowie Satz 2 LG

— zur Erhaltung und Wiederherstellung des Naafba
ches und seiner Zuflüsse

— als naturnahes Fließgewässer mit einer guten
Wasserqualität, einer naturnahen Flicßgewässcr
dynamik einschließlich hierfür charakteristi
scher Gewässerstrukturen, wie naturnahen Steil-
und Flachufern, Uferahbrüchen, Tothol z im
Gewässer, Auskolkungen, offenen Sand- und
Kiesablagerungen, Ausbuchtungen und Seiten-
armen, Rauschen sowie einer sti-ukturreichcn,
feinsedimentarmen Gewässersohle, vielfältigen
Strömungsmustern und einer natürlichen Ge
schiebeführung,
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— als Ganz- oder Teillehensraum für charaktcristi
sehe Tierarten dieser Fließgewässer und ihrer
Auen,

— als Wuchsort charakteristischer Fließgcwäs~
serröhrichte und anderer typischer Pflanzen-
gesellschaften von Fließgewässern sowie von
Uferhochstaudenfhiren und natürlicher Pionier-
vegetation mit typischen Pflanzenarten der
Fließgewässer, ihrer Uferbereiche und Auen-
strukturen sowie

— als Teil eines zusammenhängenden, durchwai)
derharen Gewässersystems für die Fließgewäs
serfauna, insbesondere für einen der Größe und
Beschaffenheit der Gewässer angepassten hei
mischen, sich selbst reproduzierenden Fisch-
bestand einschließlich (hinsichtlich der Lebens
raumqualität) anspruchsvoller Fisch- und Rund
maularten;

— zur Erhaltung und Optimierung von Feucht- und
Nasshrachen sowie Nass- und Feuchtgrünland zur
Offenhaltung des Tairaumes und als Lebensraum
VOfl zahlreichen Tier- und Pflanzenarten;

— zur Erhaltung und Optimierung von Sümpfen,
Rieden, Röhrichten und Quel]bereichen;

— zur Erhaltung und Entwicklung naturnaher Wäl
der mit ihrer typischen Fauna und Flora in ihren
verschiedenen Enrwicklu ngsstufen/Altcrsphascn
und in ihrer standortjjblichen Variationsbreite, in
klusive ihrer Vorwälder, Gebüsch- und Scaudenflu
ren;

— aufgrund der Kleinstrukturierthcjt der Landschaft
und des hohen Anteils an Saumstrukruren als
Lebensi-äunie für zahlreiche, z. T. bedrohte Tiere
und Pflanzen, wie z. B. Eisvogel, Schwarzspecht,
Neuntöter, Rotn-iilan, Grauspecht u. a.;

— aufgrund der Bedeutung des Gebietes als weitge
hend durch gängiges Bachsystem im landesweiten
Biotopverbund.

b) in Ausführung des § 48c LG in Verbindung mit der
FFH-RL und der Richtlinie 79/409/EWG des Rates
über die Erhaltung der wild lebenden Vogelarten (Vo
gelschutz-Richtljnie vom 2. April 1979, Abl. EG Nr. L
103 5. 1) in der jeweils gültigen Fassung gemäß § 20
Satz 1 Buchstabe a) sowie gemäß § 20 Satz 2 LG we
gen der besonderen Bedeutung des Gebietes

zur Erhaltung, Herstellung und Wiederherstell ting
eines Schutzbereiches für die empfindlichen Lebens
raumtypen gemäß Anhang 1 der FFH-RL:

— Feuchte Hochstaudenfjuren (6430y~,

— Fließgewässer mit Unterwasservegetation (3260)~‘,

— Glatthafer- und Wiesenknopf_Silgenwicsen (651 0)‘~,

— Hainsimscn-Buchenwald (91 l0)*,

— Erlen -Eschenwälder und Weichholzauenwälder
an Fließgcwässern (91E0)~.

(~Nachrjchtljc1i ist der Ziffei-ncodc der FFH-Rjchtlii,jc an
gegeben; priorit~rer Lebensraum in Fettdruck)

Darüber hinaus ist das Gebiet zum Erhalt folgender
gemäß Anhang 11 der FFH-RL melderclevanteu Arten
bedeutend;

— Bachneunauge (Lampetra planen, 1096)~,

— Groppe (Cottus gobio, 1 163)~

c) gemäß § 20 Satz 1 Buchstabe b) LG aus wissenschaft
lichen, naturgeschichtlichen, landeskundlicijen und
erdgeschichtlichen Gründen, insbesondere zur Erhal
tung von Böden mit einem natürlichen oder nur ge
ringfügig veränderten ~Vasserhaushait und meist hoch
anstehendem Wasserstand aufgrund deren Seltenheit
und als Voraussetzung für das Vorkommen verschie
dener bedrohter Tier- und Pflanzeriartcrt und Lebens-
räume.

d) gemäß S 20 Satz 1 Buchstabe c) LG wegen der Selten
heit, besonderen Eigenart und hervorragenden Schön
heit des Gebietes als naturnahes und naturraumtypi
sches, teilweise offenes Bachtal mit einer hohen land
schaftsbildprägenden Strukturvielfalt.

§4
Umsetzung der Schutzziele

Die Erhaltung und Entwicklung der naturnahen Struktu
ren und der Dynamik des Naafbaches mit seiner typi
schen Vegetation und Fauna entsprechend dem natur
raumspezifischen Leitbild des Flicßgcwässertyps soll un
ter Beachtung folgender Ziele erfolgen:

— Erhaltung und Wiederherstellung einer möglichst un
beeinträchtigten Fließgcwässerdynanijk; dazu gehört
das Zulassen der raum-zeitlichen Eigendynamik des
Gewässers sowie der Auenlehensräume,

— Erhaltung und Entwicklung der Durchgängigkeit des
Naafbaches für seine typische Fauna im gesamten Ver
lauf,

— Erhaltung und Entwicklung einer gewässertypischen
Fließgcwiisserfauna, insbesondere eines der Größe und
Beschaffenheit der (.ewässer angepassten heimischen,
sich selbst reproduzierenden Fischhestandes,

— Erhaltung und Entwicklung der typischen Strukturen
und Vegetation in der Aue,

— Erhaltung und Aufwertung der Lebensräume für
Pflanzen und Tiere der Auen-, Offcnland- und Wald
lebensräume,

— Errichtung von Abtrennungen zur Sicherung der di
rekten Quellbcreiche und zum Schutz vor ihrer Zer
störung durch Weideriere,

— Erhaltung und Entwicklung von artenreichem und ex
tensiv genutztem Grünland,

— Rückbau von Uferbefestigu ngen,

— Erhaltung und Entwicklung des Erlensaums sowie die
Vermehrung der Erlen- und Eschenwälder auf geeig
neten Standorten,

— Erhaltung, Entwicklung und Vermehrung naturnaher
Buchen- und Eichenwälder mit ihrer typischen Flora
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und Fauna in ihren verschiedenen Enrwicklungsstu
fen/Altersphascn und in ihrer standortüblichen Varja~
rionsbrcite, insbesondere durch

— naturnahe Waldbewirtschaftung unter Ausrichtung
auf die natürliche Waldgcsellschaft einschließlich
ihrer Nebenbauniarten sowie auf alters- und struk
turdiverse Bestände und Förderung der Naturver
jüngung aus Arten der natürlichen Waldgesellschaf
ten,

— Vermehrung der Buchenwälder auf geeigneten Stan
dorten durch den Umbau von Beständen mit nicht
standorthejmjschcn Gehölzen,

— Sukzessjver Umbau nicht standorrhejmjscher Wald-
bestockung in naturnahe Laubwälder,

— Erstellung, soweit zur Erhaltung bzw. zur Wiederher
stellung des Schutzzwecks erforderlich, eines Bio-
toppflegeplans oder eines Waldpflegcplans bzw. eines
Sofortmaßnahrnenkonzepts in Abstimmung mit der
Unteren Landschaftshehörde,

— Erhaltung in über l2øjährigen Lauhbaumbeständen
eines Althojzantejls von mindestens 10 starken Bäu
men des Oberstandes je Hektar für die Zerfallsphasc
Dies gilt auch für einzelne 1..auhbäurne auf Wald-
flächen mir andersartigen Baumbeständen,

— Erhaltung und weitere Anreicherung von Waldbestän
den mit einem dauerhaften und ausreichenden Anteil
von Alt- und Totholz, insbesondere mit Großhöhlen
und Uraltbäurnen,

kurzfristige Umwandlung von Nadelholzbeständen
in Auen-, Quellflur- und Feuchtlagen in natürliche
Waldgcsellschaften.

Weiterhin sollen

— die Gewässerqualität und Schaffung von Pufferflächen
entlang der Ufer verbessert werden. Dabei sollen
weitere Einleitungen und die Erhöhung der Einlei
tungsrnengen in die Gewässer auf das geringsrmög
liche Maß beschränkt werden, und die Reduzierung
stofflicher Einträge, insbesondere die Reduzierung
der Einschwemmung von Bodenpartikeln und SonSti
gern Feinmarerial, und die Senkung cutrophierender
Einflüsse auf die Auenlebensräume soll angestrebt
werden;

— durch Lenkung der Erholungsnutzung störungsemp
findliche Tierarten und empfindliche Lebensräume er
halten und gefördert werden;

— die jagdliche und fischereiliche Nutzung mir dem Ziel,
empfindliche Lehensräume zu entlasten und störungs_
empfindliche Arten zu erhalten und zu fördern, ge
steuert werden;

— für eine extensive Nutzung der Griinlandflächen Be
wirtschaftu ngsverträge angestrebt werden;

— für die Einstellung der Ausbringung von Düngemir
teln und Gülle sowie die Anlage von Ufcrrandstreifcn
entlang der Gewässer Bcwirtschaftungsvcrträgc ange
strebt werden;

— Tcichanlagcn, die ohne eine wasserrcchtljche oder
landschaftsrechrljche Zulassung bestehen, nach den
Vorgaben der Unteren Wasserbehörde und der Unte
ren Landschaftsbehörde zurückgcbaut werden; ge
nehmigte Teiche sollen, falls sie dem Schutzzweck zu
widcrlaufen, nach Ablauf der wasserrechtlichen Er
laubnis oder Genhmigung nach den Vorgaben der Un
teren Wasserbehörde und der Unteren Landschafts
behörde zurückgebaut werden.

S5
Verbote

(1) In dem Naturschutzgchiet sind nach Maßgabe der
nachfolgenden Bestimmungen, soweit ~ 7 dieser Ver
ordnung nichts anderes bestimmt, alle Handlungen
verboten, die zu einer Zerstörung, Beschädigung oder
Veränderung des geschützten Gebietes oder seiner
Bestandteile oder zu einer nachhaltigen Störung
führen können. Gleiches gilt für Handlungen, die zu
einer Verschlechterung des Erhaltungszustandcs der
in § 3 dieser Verordnung genannten Biotope sowie
Lebensräume und Populationen der dort genannten
Pflanzen- und Tierarten führen können.

(2) In dem geschützten Gebiet ist es insbesondere ver
boten:

1. bauliche Anlagen im Sinne des § 2 Abs. 1 Bauord
nung NW, Anlagen in und an Gewässern, Straßen,
Wege, Reit-plärze oder -wege oder sonstige Ver
kehrsanlagen — auch wenn sie keiner baurechtlichen
Genehmigung oder Anzeige bedürfen — zu errich
ten, zu ändern oder deren Nutzung zu ändern;

2. Buden, Ware flau tomaten, Ver kaufsstände, Vcr
kaufswagen oder andere mobile Verkaufssrände
auf- (>der abzustellen;

3. Werheanlagen im Sinne des § 13 Abs. 1 Bauord
nung NW (>der Schilder, Symbole oder Beschrif
tungen zu errichten, anzubringen odei- zu ändern,
soweit sie nicht ausschließlich auf die Schutzaus
weisung hinweisen oder gesetzlich vorgeschrieben
sind;

4. oberirdische oder unterirdische Ver- und Entsor
gungsleitungen aller Art — auch Drainageleitungen
— zu verlegen, zu errichten oder zu ändern; ausge
nommen sind Leitungen zur Anlage von Viehträn
ken zum Schutz des Gewässers und seiner Ufer;

5. Zäune oder andere Einfriedungen aller Art anzu
legen oder zu verändern mit Ausnahme von orts
üblichen Weidezätinen und für den Forstbecrieb
notwendigen Kulturzäunen;

6. Aufschüttungen, Verfüllungen, Ahgrabungen,
Ausschachrungen, Bohrungen, Sprengungen oder
sonstige Veränderungen dcr Bodengestah vor
zunehmen; mit Ausnahme der Entfernung von

9
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Schwemmgut auf landwirtschaftlich bewirtschaf
teten Flächen;

7. Scblagabraurn in schutzwürdigcn Kleinstand..
orten, wie z. B. Kleingewässern, Bachtijichen und
feuchten Senken, abzulagern;

8. den Grundwasserstand in den Flächen zu verän
dern (z. B. durch Neuanlage von Gewässern oder
Drainagen) sowie Bewässerungs-, Entwässe
rungs- oder andere den Wasserhaushalt des Ge
bietes verändernde Maßnahmen vorzunehmen;
hiervon unberührt bleibt die Unterhaltung beste
hender Drainagen und Gräben außerhalb des
Waldes;

9. Böden zu befestigen, zu versiegeln, zu verunreini
gen oder die Bodenerosion — hierzu zählt auch
eine durch übermäßige Beweidung erfolgende
nachhaltige, flächenhafte Schädigung der Gras
narbe * zu fördern;

10. Abfälk, Schutt sowie andere feste oder flüssige
Stoffe oder Gegenstände, die geeignet sind, das
Landschaftsbild oder den Naturhaushalt zu be
einträchtigen oder zu gefährden, einzubringen, zu
lagern oder sich ihrer in sonstiger Weise zu entle
digen, darunter fällt auch das Ausbringen von
Klärschlamm;

11. Feuer zu en~aclien oder zu unterhalten;

12. Hunde unangeleint mit sich zu führen oder sie
außerhalb von Wegen laufen zu lassen mit Aus
nahme beim Einsatz als Hütehunde;

13. die Durchführung von Flundearheiten, die über
den jagdlich erforderlichen Einsatz hinausgehen
(z. B. Ausbildung); Zulässig sind im Einverneh
men mir der Unteren Landschaftsbehörde abge
stimmte Jagdhundeprüfungen in der Zeit vom
1. September bis 31. Oktober;

14. Flächen außerhalb der befestigten oder gekenn
zeichneten Straßen und Wege Sowie außerhalb
von Park- bzw. Stehplätzen zu betreten, zu be
fahren — darunter fällt auch das Fahren mit
Fahrrädern und Motorcrossrädcrn — oder außer
halb der hierfür zugelassenen Wege zu reiten;

15. zu baden, zu tauchen sowie Gewässer und Eis-
flächen mit Wasserfahrzcugen und Schwimmkör
pern aller Art zu betreten oder zu befahren;

16. zu zelten, zu campen oder zu lagern;

17. Fahrzeuge einschließlich Anhänger und Geräte
aller Art sowie mobile Unterkünfte bzw. Unter-
stände außerhalb der gekennzeichneten Park
plätze bzw. Hofriiume abzustellen;

18. Camping-, Zelt-, Picknick- oder Lagerplätze so
wie Stellplätze für Fahrzeuge aller Art und An
hänger anzulegen, zu ändern eder zu erweitern;

19. Einrichtungen für den Wasser-, Schieß-, Motor-,
ModeN- oder Luftsport — hierzu zähien auch

Flugdrachen, Ultraleichtflugzeuge, Gleirschirme,
Ballons und Fesscldrachen — anzulegen, bereitzu
stellen oder diese Sportarten zu betreiben, ferner
ModcHflugzeuge über dem Gebiet fliegen zu las
sen;

20. Einrichtungen für Erhol ungszweckc anzulegen
oder zu ändern;

21. Veranstaltungen aller Art ohne Einvernehmen mit
der Unteren Landschaftsbchörde durchzuführen;

22. stehende und fließende Gewässer anzulegen, zu
beseitigen oder umzugestalten, ihren Verlauf zu
ändern oder die Ufer und Sohlen zu beeinträchti
gen (z. B. durch eine Beweidung, den Tritt von
Weidetieren, das Einbringen von Bodenrnaterial
bzw. Bauschutt oder die Anlage von Zugängen)
sowie Teichanlagen ohne eine wasserrechdiche
bzw. landschaftsrechtliche Zulassung zu nutzen
und zu unterhalten;

23. bestehende, nicht fischercilich genutzte Gewäs
ser, die kleiner als 0,5 Hektar sind, der fischerei-
liehen Nutzung zu~uführen;

24. Gewässer zu düngen, zu kalken oder mechani
sche, physikalische, chemische oder biologische
Veränderungen durchzuführen, die die Beschaf
fenheit bzw. die Ökologie des Gewässers beein
trächtigen können oder sonstige Handlungen
durchzuführen, die die Fortpflanzung und den
Bestand der Fische gefährden bzw. die Wande
rung behindern können, z. B. Räumung, Mähen,
die Entnahme von Pflanzen (einschließlich To
tholz), Schlamm, Steinen, Sand oder Erde sowie
die Fütterung von Fischen;

25. wild lebende Tiere zu füttern, ihnen nachzustel
len, sie mutwihhig zu beunruhigen, zu fangen, zu
verletzen oder zu töten; Puppen, Larven, Eier
oder andere Entwicklungsformen, Nester und an
dere Brut- und Lcbensstätten solcher Tiere fort
zunehmen oder zu beschädigen sowie ihre Nist-,
Brut-, Wohn- und Zufluchtstätten durch Aufsu
chen, Fotografieren, Filmen oder ähnliche Hand
lungen zu stören;

26. Pflanzen und deren vermehrungsfähigen Teile
einzubringen oder anzusiedeln, dies gilt auch für
die Ausbringung gebieisfremder Pf]anzenarten
auf Wildäckern und Wildäsungsflächen;

27. Bäume, Sträucher oder sonstige wild wachsende
Pflanzen, Moosc, Pilze, Flechten oder Teile davon
abzuschneiden, abzupf]ücken, zu beschädigen,
auszureißen, auszugrabcn oder in sonstiger Weise
in ihrem Bestand zu gefährden sowie Gehölze
ohne Zustimmung der Unteren Landschafts
behörde zur Schaffung bzw. Erhaltung von An
gelplärzen zurückzuschneidea~;

28. Tiere auszusetzen oder anzusiedeln;

29. Besatzjnaßnahmen durchzuführen mit Aus
nahme von Maßnahmen im Rahmen eines alle
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drei Jahre zwischen dem Fischereibercclnigtcn
und der Unteren Fischerei behörde einvernehm—
lich abgestimmten Besatzplancs Sowie Von Maß-
nahmen im Sinne des ~ 3 Abs. 2 Buchstabe b bis e
Landesfischercigesetz;

30. Lagerplätze und Mieten (z. B. Erd-, Silage- und
Futtermieten) neu anzulegen und zu erweitern,
Güllesam melbehäl ter neu zu errichten sowie
Heu-, Silage- und Strohballen außerhalb land
wirtschaftlicher Hofräume länger als maxima]
14 Tage zu lagern;

31. Grünland in eine andere Nutzung umzuwandeln
bzw~ umzubrechen (hierzu zählen auch Pfle
geumbrüche), Nach- und (Jbersaaten ohne Ein
vernehmen mit der Unteren Landschaftshehörde
vorzunehmen oder die Grasnarbe durch über
mäßige Weidenutzung, zu frühe oder zu lange Be
weidung im Jahr flächenhaft nachhaltig zu schä
digen, Wälder und sonstige Gchölzbeständc zu
beweiden;

32. Pflanzenschutz— und Schädlingsbekämpfungs
mittel auf Grünlandflächen anzuwenden mit
Ausnahme der horstweisen und im begründeten
Einzelfall auch flächigen Anwendung von Mitteln
zur Bekämpfung von Problem-Unkräutern in
Abstimmung mit der Unteren Landschafts
behörde;

33. Brachflächen jeglicher Art — auch Raine öffent
licher Wege sowie Grabensäume — zu verändern;

34. Flächen, die bisher nicht mit Pferden beweidet
wurden, mit Pferden zu beweiden;

35. Flächen mit Wanderschafherden in der Zeit vom
15. März bis 1. Oktober ohne das Einvernehmen
mit der Unteren Landschaftsbehörde zu bewei
den;

36. Quellen, Sümpfc, Seggenrieder und Hochstau
denfluren zu zerstören, zu beeinträchtigen oder
zu verändern (z. B. durch Beweidung, Tritt von
Weidcrieren oder Einbringen von Bod cnrn aterial
und Bauschutt);

37. Erstaufforstungen, Umwandlunger~ von Wild in
eine andere Nutzung sowie Neuanlagen von
Weihnachishaurn-, BauTnsch UI- und Schniuckrci
sigkulturcn vorzunehmen;

3~. Kahlschläge vorzunehmen; Kahlschläge im Sinne
dieses Verbotes sind alle innerhalb von drei Jahren
durchgeführten flächenhaften Nutzungen auf
mehr als 0,3 Hektar zusammenhängender Wald-
fläche eines Waldbesitzers und Einschläge, die
den Bestockungsgrad unter 0,3 absenken. Ausge
nommen hiervon sind notwendige Maßnahmen
zur Förderung der Eicbcnver~üngung oder son
stige Biotopverbesserungsmaßnahmcn;

39. Au- und Sumpfwäldcr anders als einzelstamm
oder truppweise zu nutzen sowie Erlen-Eschen-
wälder, Auenwälder jeglicher Art, Hainsimsen
Buchenwälder und Stieleichen-Hajnbuchcnwäj..

der durch Einbringen sonstiger Gehölzarten in
eine andere Waldgesellschafr umzuwandeln;

40. Wicderaufforstungen von Laubwäldern und
Laubniischwäldcrn mit anderen als standorthej~
snischen Laubgehölzen aus geeigneten 1-lerkünf-
ten im Sinne des Saat- und Pflanzgurgesetzes vor
zunehmen; hierbei ist die Beibehaltung eines be
stehenden Anteils von nicht zur natürlichen
Waldgesellschaft gehörenden Baumarten bis zu 20
% zulässig, soweit diese Gehölze standortgerecht
sind;

41. Horst- und Höhienbäume « unabhängig davon,
ob diese besetzt sind — zu fällen sowie stehendes
und liegendes Totholz zu entnehmen mit Aus
nahme der Entnahme von stehendem Totholz im
.Randbereich von Straßen und Wegen, soweit dies
aus Gründen der Verkehrssicherheit erforderlich
ist, und mit Ausnahme der waldschadensbeding-.
ten Entnahme von absterbendem Holz oder To—
tholz im Einvernehmen mit der Unteren Land
schaftsbehörde, sofern die Maßnahme der Gefah
renabwelir für den verbleibenden Bestand dient;

42. ah Beginn des Laubaustriebes, spätestens jedoch
ab 1. April bis 15. August im Rahmen von wald-
baulichen Maßnahmen Laubbäume einzuschla
gen sowie Bestandspflegearbeiten im Wald, wie
Läuterung und Durchforstung, durchzuführen,
mit Ausnahme des Freischnddens von Kulturen
in einem Abstand von mehr als 50m zu besetzten
.Horsten und Spechtböhlen;

43. Forsewirtschaftswegc ohne Einvernehmen mit
der Unteren Landschaftsbehörde und der Unte
ren Forstbchörde neu anzulegen oder in eine
höhere Ausbaustufe zu überführen sowie bei der
Neuanlage und Unterhaltung von Forstwirt
schafiswegen anderes als natürliches Baumaterial
aus dem jeweiligen Naturraum zu verwenden;

44. Holzrückearbeiten mit Motorfahrzeugen außer
halb der Wege und Rückegassen vorzunehmen;
hiervon ausgenommen sind einvernehmlich mit
der Unteren Landschaftsbehörde abgestimmte,
waldhaulicl, erforderliche Rückearhciten;

45. Holzrückcarbejteri im Bereich vorhandener Ge
wässer vorzunehmen; dieses gilt nicht für das
Holzm-ücken durch Gewässer außerhalb von den
im Schutzzweck aufgeführten Lebensräumcn von
gemeinschaftlichem interesse bzw. den Lebens-
räumen der im Schutzzweck genannten Tierarten
im Einvernehmen mit der Unteren Landschafts
behörde;

46. im Wald Pflanzenschutzrnittel einschließlich
Schädlgingsbekämpfungsmitrel einzusetzen, mit
Ausnahme von Maßnahmen zur Gefahrenabwehm
im Rahmen der ordnungsgemäßen forstwirt
schaftlichen Nutzung im Einvernehmen mit der
Unteren .Forstbehörde und der Unteren Land
schaftshchörde;

OD



—109—

47. im Wald Düngemittel auszuhringen, mit Aus
nahme von Bodenschutzkalkungen in einem Ab
stand von mehr als 50 in zu Gewässern, Sumpf-
oder Qucllgcbieten sowie außerhalb von feuchten
bis nassen Waldbereichen;

48. geschlossene Jagdkanzeln zu errichten oder zu
ändern sowie offene Ansitzlcite,-n in Quellberei
ehen, Rieden, Röhrichten und Sümpfen, im Ufer-
bereich von Gewässern, in Au-, Bruch- und
Sumpfwäldcrn zu errichten oder zu ändern bzw.
offene Ansitzleitern in feuchten bis nassen Hoch
staudenfluren, Nass- und Fcucbtgrünland ohne
Zustimmung der Unteren Landschaftsbehörde zu
errichten oder zu ändern;

49. Wildfütterungcn sowie Kirrungen auf anderen
Flächen als im Wald — hier jedoch nicht an Ge
wässern, in Quellbereichen und in Au-, Bruch-
und Sumpfwäldern — anzulegen oder vorzuneh
men sowie Wildfütterungen mit Ausnahme von
Kirrungen in Hainsimsen-Buchenwäjdern und
Stieleichen ‘Hainbuchenwäidern anzulegen oder
vorzunehmen;

50. Wildäsungsflächen auf Griinland- und Brach-
flächen, in Quellbereicherm, im Uferbercich von
Gewässern sowie in Au-, Bruch- und Sumpfwäl
dem anzulegen.

§6
Gesetzlich geschützte Biotope

Bei Überlagerungen mit gesetzlich geschützten Bioto
pen bleiben weitergehende Schutzbestimmungen des §62
LG unberührt.

§7
Nicht betroffene 1‘ätigkeiten

Unberührt von den Verbotsvorschriften des § 5 blei
ben:

1. die im Sinne des § 1 Abs. 3 Landschaftsgesetz ord
nungsgemäße und rechtmäßige landwirtschaftliche
Bodennutzung in der bisherigen Art und im bisheri
gen Umfang unter Berücksichtigung des Schutz-
zweckes mit Ausnahme der Verbote unter § 5 Abs. 2
Nr. 1, 4—6, 8—10, 17, 22 und 30—36;

2. die im Sinne des § 1 Abs. 3 Landschaftsgesetz ortl
nungsgemäße und den Zielen des § Ib Landesforst
gesetz entsprechende, rechtmäßige forstwirtschaft-
liebe Bodennutzung in der bishercigen Art und im
bisherigen Umfang unter Berücksichtigung des
Schutzzweckes mit Ausnahme der Verbote unter § 5
Abs. 2 Nr. 1,4—10, 33 und 36—47;

3. die Wiederaufnahme einer extensiven Nutzung
brachgefallener Grünlandflächen, wenn dieses spä
testens vier Wochen vor Beginn dci Unteren Land
schaftsbehördc angezeigt worden ist und diese nicht
innerhalb dieser Frist Bedenken erhoben hat;

4. die rechtmäßige und ordnungsgemäße Ausübung der
Jagd im Sinne des § 1 Bundesjagdgesctz (BjagdG) in
der geltenden Fassung sowie Maßnahmen des Jagd-
schutzes gemäß §23 BJagdG in Verbindung mit § 25

LJG mit Ausnahme der Verbote unter § 5 Abs. 2
Nr.1,13,28 und 48—50;

5. die rechtmäßige und ordnungsgemäße fisdicreiliche
Nutzung im Sinne des .LFiscbG in der bisherigen Art
und im bisherigen Umfang mit Ausnahme der Ver
bote unter § 5 Abs. 2 Nr. 1, 5, 22—24, 27, 29 und mit
Ausnahme des Betretemis und Befahren von Brachen
und nassen Flächen;

6. alle Maßnahmen im Rahmen des Wanderfischpro
gramm.s NRW; die Maßnahmen sind der Unteren
Landschaftsbchörde und der Uriteren Wasser-
behörde mitzuteilen;

7. die Gewässerunterhaitung auf der Grundlage eines
von der Unteren Wasserbehörde im Benehmen mit
der Unteren Landschaftsbehörd« zu genchm.igenden
Unterhaltungsplanes;

8. rechtskräftige wasserrechtliche Erlaubnisse und Be
willigungen, die unter Beachtung der Bestimmungen
zur FFH-Richtlinie gemäß § 6 WHG erteilt wurden;

9. andere rechtmäßige und ordnungsgemäß ausgeübte
Nutzungen aufgrund rechtskräftiger Genehmigun
gen oder aufgrund cigcntumsrechtlichen Bestands
schutzes in der bisherigen Art und im bisherigen Um
fang;

10. die Unterhaltung und Wartung bestehender recht
mäßiger Anlagen und Verkehrswege;

11. unaufschiebbare Maßnahmen zur Abwehr einer un
mittelbar drohenden gegenwärtigen Gefahr; die
Maßnahmen sind dem Landrat des Rhein-Sieg-Krei
ses als Untere Landschaftsbehörde nachträglich un
verzüglich anzuzeigen;

12. die vom Landrat des Rhein-Sieg-Kreises als Untere
Landschaftsbehörde angeordneten Schutz-, Ent
wicklungs-, Pflege- und Optimierungsmaßnahmcn
sowie die mit der Unteren Landschaftsbehördc abge
stimmten Maßnahmen der Sofortrnaßnahmcnkon
zepte und Waldpflegepläne;

13. Maßnahmen aufgrund vertraglicher Regelungen im
Einvernehmen mit der zuständigen Landschafts—
behörde, sofern ein gleichwertiger Schutz des Gebie
tes gewährleistet iSt;

14. Verbote, die nach Feststellung der zuständigen
Behörde im Einvernehmen mit der Höheren Land
schaftsbehörde einen Entschädigungsanspruch be
gründen, für den finanzielle Mittel zum Ausgleich
nicht zur Verfügung stehen. Vertragliche oder andere
Regelungen nach anderen Rechtsvorschriftcn bleiben
hiervon unberührt.

§8
Öffentlich-rechtlicher Vertrag

(1) Öffentlich-rechtliche Verträge gemäß §$ 54 ff. Ver
wahungsverfahrensgesetz NRW in der zurzcit gülti
gen Fassung, die Maßnahmen und Handlungen von
den Verboten dieser Verordnung ausnehmen, dür
fen nur abgeschlossen werden, wenn sic mit dem
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Schutzzweck (S 3) und den Schutzzielen (S 4) dieser
Verordnung im Einklang stehen.

(2) Die Verträge sind der Höheren Landschaftshehörde
zur Genehmigung vorzulegen.

(3) Werden Befreiungen von Verboten dieser Verord
nung durch einen öffentlich-rechtlichen Vertrag ver
einbart, so treten diese Verbote bei Vertragsbeencl i
gung oder b~i Urnvirksamkeit des Vertrages unver
züglich wieder in Kraft.

S9
Bcteiligungsrechte

Die Betciligungsrechte nach dem Landschafrsgesetz
bleiben unberührt.

sb
Befreiungen

Gemäß 5 69 Abs. 1 LG kann der Landrat des Rhein-
Sieg- Kreises als Untere Landschaftsbehörde von den Ver
boten des 5 5 auf Antrag Befreiung erteilen, wenn

a) die Durchführung der Vorschrift im Einzelfall

aa) zu einer nicht beabsichtigten Härte führen würde
und die Abweichung mit den Belangen des Natur-
schutzes und der Landschaftspflege zu vereinba
ren ist oder

hb) zu einer nicht gewollten Beeinträchtigung von
Natur und Landschaft führen würde oder

b) überwiegende Gründe des Wohis der Allgemeinheit
die Befreiung erfordern.

511
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig im Sinne des 5 70 Abs. 1 LG han
delt, wet vorsätzlich oder fahrlässig gegen die Verbote
des 5 5 dieser Verordnung verstößt.

(2) Nach § 71 Abs. 1 LG können Ordnungswidrigkeiten
mit einer Geldbuße von bis zu 50 000,— € geahndet0 werden.

512
ln-Kraft-Tretcn/Außer_Krafr:freten

(1) Diese Verordnung tritt gemäß 5 34 Satz 1 OBG eine
Woche nach dem Tage ihrer Verkündung im Amts
blatt für den Regierungsbezirk Köln in Kraft.

(2) Die ordnungsbehördljche Verordnung über die
Landschafrsschutzgebictc im Rhein-Sieg-Kreis vorn
4. Juli 1986 (Sonderbcilagc zum Amtsblatt für den
Regierungsbezirk Köln vorn 14. Juli 1986, Nr. 28)
wird für den Bereich, der von dieser Verordnung er
fasst ist, aufgehoben.

Hinweis gemäß 5 42a Abs. 4 LG

Die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften
des Landschaftsgesetzes und des Ordnungsbehördenge
sctzes kann gegen diese ordnungsbehördlichc Verord
nung nach Ablauf eines Jahres nach ihrer Verkündung
nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn,

a) die ordnungsbehördliche Verordnung ist nicht ord
nungsgemäß verkündet worden oder

b) der Form- und Vcrfahrensrnangel ist gegenüber der
Landschaftsbehörde, die die Verordnung erlassen hat,
vorher gerügt und die dabei verletzte Rechtsvorschrift
und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel
ergibt.

Bezirksregierung Köln
— Höhere Landschaftsbehördc --

-- Az.: 51.2-1.1-SEi/Na—

Köln, den 21. Februar 2005

147. Genehmigungsantrag der
Firma BP Köln GmbH (UVPG)

Bezirksregierung Köln
Az.: 56.4.1-16-01/05 Hh

Die Firma BP Köln GmbH beantragt nach 516 Abs. 1
des Bundcs-Jmmissionsschutzgcsctzes — BJmSchG — die
Genehmigung zur ~‘esentlichen Anderung der Anlage
zur HersteiJung von Salpetersäure auf dem Werks
gelände, Gemarkung Worringcn, Flur 33, Flurstück 40.
Antragsgegenstand ist die Erhöhung der Produktionska
pazität auf 625000 t/a hauptsächlich durch Verlängerung
der jährlichen B etricbszeit und durch Verfahrensoptimle
rung.

Das Vorhaben unterliegt dem Gesetz über die Um
wclrverträgiichkeitsprüfijng — UVPG —. Die wesentliche
Anderung der Chemicanlage fällt unter Nr. 4.2 der An
lage 1 zum VVPG.

Die Anlagenart ist im Einzelfall UVP-pflichtig gemäß
§3cUVPG.

Nach den Kriterien in der Anlage 2 zum UVPG sind
durch das Projekt keine erheblich nachteiligen Umwelt-
auswirkungen zu erwarten, so dass von einer Umwelt—
verträglichkeitsprjifung abgesehen wird.

Köln, den 7. März 2005

im Auftrag
gez.: Holthaus

ABJ. Reg. X2005,S. HO

C Rechtsvorschrjften und
Bekanntmachungen anderer Behörden

und Dienststellen
148. Ungültigkeit eines Polizddienstausweises

Der Landrat des Rhein-Erft-Kreises
als Kreispolizeibehörde
VL 11-1504-

Hürth, den 22. Februar 2005

t)er Polizeidienstausweis Nr. *Q432946~ des Polizei
kommissars Udo Blenn, ausgestellt am 5Januar 2004 von
der Zentrale Polizeitechnische Dienste NRW (ZPO
NRW) ist in Verlust geraten.

.

gez.: Roters

A)3L Reg. K2005,S. 104


